
Gruppenstrukturen zugute als bei der
Organschaft. So treten nunmehr die
Rechtsfolgen der Gruppenbesteue-
rung auch in folgenden Fällen ein: 
■ Bei einer bloß indirekten Beteili-

gung der Mutter- an der Tochter-
gesellschaft, sei es über eine mit-
telbare Beteiligung über eine Per-
sonen- (Kap. 3.2) oder sei es über
eine mittelbare Beteiligung über
eine Kapitalgesellschaft (Kap.
3.3) (wenn auch mit Einschrän-
kungen bei einigen Auslands-
sachverhalten).

■ Bei Vorliegen einer so genannten
Beteiligungsgemeinschaft (Kap
3.4).

■ Bei der Beteiligung an einem be-
schränkt steuerpflichtigen Grup-
penmitglied (Kap 3.5). 

Sind die Tatbestandsvoraussetzungen
für das Vorliegen einer Gruppe er-
füllt, so wird das Ergebnis des Grup-
penmitglieds dem Gruppenträger zu-
gerechnet.10) Unabhängig von der Be-
teiligungshöhe der Muttergesellschaft
ist gem. § 9 Abs. 1 KStG grundsätz-
lich das gesamte Ergebnis zuzurech-
nen.11) Steht die Muttergesellschaft in
der Mitte der Gruppenkette – ist sie
also nicht Gruppenträger, sondern ih-
rerseits Beteiligungskörperschaft –,
meldet sie ihr gesamtes Ergebnis –
samt der ihr zugerechneten Ergebnis-
se anderer Gruppenmitglieder – an
die nächste Ebene. Aufgrund dieses
Schneeballsystems wird das Ergebnis
der gesamten Gruppe letztendlich
dem Gruppenträger zugerechnet.12)
Von der Regel, dass dem Gruppenträ-
ger 100 % des Ergebnisses der an der
Gruppe beteiligten Gesellschaften zu-
gerechnet wird, gibt es allerdings
Ausnahmen, nämlich einerseits bei
der Beteiligung an einem ausländi-
schen Gruppenmitglied, andererseits
bei Vorliegen einer Beteiligungsge-
meinschaft.13) 

Sinne des Versicherungsaufsichtsge-
setzes und Kreditinstitute im Sinne
des BWG, wenn sie Körperschaften
sind2); weiters unter bestimmten Vo-
raussetzungen3) auch beschränkt
steuerpflichtige Kapitalgesellschaften
sowie Beteiligungsgemeinschaften.4)
Dennoch ist u.E. der Zugang zur
Gruppe im Bereich der Gruppenträ-
ger zu eng ausgestaltet, weil Privat-
stiftungen nicht Gruppenträger sein
können. Neben unbeschränkt steuer-
pflichtigen Kapitalgesellschaften und
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften können nun auch erstmals
ausländische Gesellschaften – wenn
auch mit Einschränkungen5) – Grup-
penmitglieder6) sein. Trotzdem erge-
ben sich beim grenzüberschreitenden
Fall im Vergleich zum rein innerstaat-
lichen Fall Differenzierungen und so-
mit potenzielle Verstöße gegen Ge-
meinschaftsrecht. Es sind nämlich
nicht alle vergleichbaren Gesellschaf-
ten, wie etwa ausländische Genossen-
schaften, gruppenträgerfähig.7) Ist der
Umfang der gewünschten Gruppe
festgelegt, kann die Option auf Grup-
penbesteuerung durch den Gruppen-
antrag (§ 9 Abs. 8 KStG) ausgeübt
werden.8) 

3Gruppenstrukturen 
zur Verwirklichung der

finanziellen Verbundenheit

3.1 Überblick

Das Gruppenmitglied muss mit dem
Gruppenträger finanziell verbunden
sein, d.h. der Gruppenträger muss
über mehr als 50 % der Stimmrechte
und des Vermögens des Gruppenmit-
glieds verfügen.9) Im Rahmen der
neuen Gruppenbesteuerung kommen
die Vorteile der steuerlichen Gruppen-
bildung einer größeren Bandbreite an

1Einleitung und Überblick

Die neue Gruppenbesteuerung ersetzt
mit 1. 1. 2005 die bisherige Organ-
schaft.1) Der Zugang zur Gruppe
wurde mit Einführung der neuen Re-
gelung – sowohl im Bereich der
Gruppenträger, als auch im Bereich
der Gruppenmitglieder – verbreitert.
So sind fortan auch Beteiligungsge-
meinschaften sowie mittelbar betei-
ligte Körperschaften gruppenträger-
fähig. Weiters können auch ausländi-
sche Kapitalgesellschaften – wenn
auch mit Einschränkungen – Grup-
penträger oder Gruppenmitglieder
sein. Die finanzielle, organisatorische
und wirtschaftliche Eingliederung so-
wie der Abschluss eines Ergebnisab-
führungsvertrages sind – anders als
bei der Organschaft – keine Tatbe-
standsvoraussetzungen der Gruppen-
besteuerung. Fortan ist nur mehr eine
finanzielle Verbundenheit für das
Vorliegen einer Gruppe erforderlich.
Diese neue liberale Regelung ver-
größert den steuerlichen Spielraum
bei der Gestaltung von Konzernstruk-
turen. Im vorliegenden Beitrag wer-
den nun jene Elemente der neuen
Gruppenbesteuerung dargestellt, die
den Gestaltungsspielraum bei der
Konzernstrukturplanung erhöhen.
Gleichzeitig wird untersucht, in wel-
chen Bereichen die neue Gruppenbe-
steuerung den Gestaltungsspielraum
unnötig stark einschränkt.

2Umfang des steuerwirk-
samen Konzerns

Gruppenträgerfähig sind fortan unbe-
schränkt steuerpflichtige Kapitalge-
sellschaften, Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften, Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit im
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Schon Göth hat zur Organschaft ent-
sprechende gleichheitsrechtlich moti-
vierte Bedenken geäußert. Das Pro-
blem war, dass ähnliche, aber eben
nicht die Organschaftsvoraussetzun-
gen erfüllende, Konzernstrukturen
von den Rechtsfolgen der Organ-
schaft ausgeschlossen waren, obwohl
diese – abgesehen von der Rechtsfol-
ge des § 9 KStG – dieselben Effekte
wie tatbestandliche Konzernstruktu-
ren erzielten.23) Dies ist speziell be-
denklich, da die Rechtsfolge – Zu-
rechnung der Ergebnisse – keine star-
ke Eingliederung als Tatbestands-
merkmal erfordert. Ähnlich begrün-
dete gleichheitsrechtliche Bedenken
lassen sich wohl auch an dieser Stelle
erheben. Eine sachliche Rechtferti-
gung ist u.E. nicht ersichtlich. 

Eine weitere Einschränkung bei
der mittelbaren Beteiligung über eine
Körperschaft existiert bei bestimmten
Auslandsachverhalten. Denn laut EB
zur RV kann eine mittelbare Beteili-
gung nur über eine inländische Kör-
perschaft hergestellt werden.24) Hier-
mit sind offenbar nur Beteiligungen
an beschränkt steuerpflichtigen Ge-
sellschaften gemeint, da laut Erl zur
RV eine mittelbare Beteiligung an ei-
ner unbeschränkt steuerpflichtigen
Gesellschaft auch über ein ausländi-
sches Gruppenmitglied möglich ist.25)

3.4 Beteiligung über eine
Beteiligungsgemeinschaft
Die Voraussetzungen für das Vorlie-
gen einer Beteiligungsgemeinschaft
sind restriktiv.26) So muss zumindest
ein Mitbeteiligter – der „Beteili-
gungsgemeinschaftsführer“ – 40 %
und zusätzlich alle anderen Mitglie-
der der Beteiligungsgemeinschaft
mindestens 15 % der Kapitalanteile
und der Stimmrechte an den Grup-
penmitgliedern besitzen.27) Die Be-
teiligungsgemeinschaft selbst muss –
ebenso wie ein einzelner Gruppen-
träger – über die Kapital- und
Stimmrechtsmehrheit an der Beteili-
gungskörperschaft verfügen. Durch
die Beteiligungsanforderungen von
40 und 15 % an die an der Beteili-
gungsgemeinschaft beteiligten Ge-
sellschaften ist effektiv jedoch eine
Mindestbeteiligung der Beteiligungs-
gemeinschaft von 55 % gefordert.
Die Beteiligungsgemeinschaft kann
mittels Personengesellschaft, Syndi-
kat oder im Wege der gemeinsamen
Kontrolle begründet werden.28) Da-
mit ist wohl kein Organisationsrah-
men, sondern eine faktische Kon-
trollmacht angesprochen.29) Mit dem
Verweis auf die Fusionskontrollver-
ordnung ermöglicht der Gesetzgeber

spricht, dass – auch bei Einbezie-
hung einer Tochtergesellschaft in die
Gruppenbesteuerung – bei Kapital-
gesellschaften das Transparenzprin-
zip nicht greift.18) Sonst müsste auch
gruppenfremden Minderheitsaktio-
nären ein Teil des Ergebnisses zuge-
rechnet werden. Beherrscht man
eine Kapitalgesellschaft, so be-
herrscht man sie zur Gänze und
nicht anteilig. Auch wenn die Grup-
penbesteuerung nicht von einer Be-
herrschung ausgeht, wäre – auf-
grund der Voraussetzung einer grö-
ßer als 50%igen Beteiligung – u.E.,
anders als bei der mittelbaren Betei-
ligung über Personengesellschaften,
eine Durchrechnung ohne Multipli-
kation systematisch wünschenswert.

Bei der mittelbaren Beteiligung
über eine Kapitalgesellschaft ist ne-
ben der mittelbaren Beteiligung über
eine Körperschaft zusätzlich jeden-
falls eine unmittelbare Beteiligung
erforderlich.19) Diese Einschränkung
kann zu teils seltsamen Ergebnissen
führen. Werden etwa zwischen die
Mutter und die Enkelin drei Körper-
schaften geschaltet, an denen die
Mutter 100 % der Stimmrechte und
des Vermögens hält, und sind diese
drei Töchter wiederum an der Enke-
lin zu jeweils einem Drittel beteiligt,
so treten in diesem Fall die Rechts-
folgen der Gruppenbesteuerung man-
gels Vorliegens einer direkten Beteili-
gung der Mutter an der Enkelin nicht
ein. Zudem verfügt keine Tochter al-
leine über die Kapital- und Stimm-
rechtsmehrheit an der Enkelin. Auch
die Bildung einer Beteiligungsge-
meinschaft und das Herbeiführen der
Rechtsfolgen der Gruppenbesteue-
rung ist in diesem Fall ausgeschlos-
sen, da keine Gesellschaft ausrei-
chend beteiligt ist, um „Beteiligungs-
gemeinschaftsführer“ zu sein (Kap.
3.4).20) Diese Problematik könnte
freilich durch eine Lockerung der
Anforderungen an die Beteiligungs-
gemeinschaft teilweise aufgelöst wer-
den.21) Das Ergebnis der Enkelgesell-
schaft kann nach der beschlossenen
Rechtslage der Muttergesellschaft
nicht zugerechnet werden, obwohl
der Einfluss des Gruppenträgers in
dieser Konstellation sogar über die
Beteiligungserfordernisse des § 9
KStG hinausgeht. Gerade dieser Ein-
fluss soll aber als Leitbild entschei-
dend für die Teilnahme an der Grup-
penbesteuerung sein.22) Es ist jedoch
fraglich, ob diese Beschränkung im
Bereich der mittelbaren Beteiligung
über Körperschaften nicht einen Ver-
stoß gegen den verfassungsrechtli-
chen Gleichheitsgrundsatz darstellt.

3.2 Mittelbare Beteiligung über
eine Personengesellschaft

Das Beteiligungserfordernis bei der
mittelbaren Beteiligung über eine
Personengesellschaft ist erfüllt, wenn
die beteiligte Körperschaft aussch-
ließlich über eine Personengesell-
schaft in einem solchen Ausmaß be-
teiligt ist, dass die beteiligte Körper-
schaft unter Berücksichtigung der an
der Personengesellschaft bestehenden
Beteiligungsquote mehr als 50 % des
Grund-, Stamm- oder Genossen-
schaftskapitals und der Stimmrechte
der Beteiligungskörperschaft hält.
Darüber hinaus ist das Beteiligungs-
erfordernis auch erfüllt, wenn die
nötige Beteiligungsquote zusammen
durch eine Beteiligung über eine Per-
sonengesellschaft und durch eine un-
mittelbar gehaltene Beteiligung er-
reicht wird.14) Die beteiligte Körper-
schaft kann die mittelbare Beteili-
gung über eine Personengesellschaft
und die unmittelbare Beteiligung an
der Beteiligungskörperschaft beliebig
kombinieren. Die beteiligte Körper-
schaft muss lediglich im Ergebnis
über die Kapital- und Stimmrechts-
mehrheit an der Beteiligungskörper-
schaft verfügen. Die relevante Kapi-
tal- und Stimmrechtsmehrheit der
mittelbar beteiligten Körperschaft ist
für diese Zwecke durchgerechnet –
durch Multiplikation – zu ermitteln.
Die durchgerechnete Ermittlung ent-
spricht dem auf Mitunternehmer-
schaften angewandten Durchgriffs-
prinzip, das den Gewinn – und folge-
richtig auch die Wirtschaftsgüter –
auf die Gesellschafter aufteilt.

Der Tatbestand der mittelbaren
Beteiligung über eine Personenge-
sellschaft ist allerdings insofern zu
eng ausgestaltet, als die mittelbare
Beteiligung über eine Personenge-
sellschaft zwar mit einer unmittelba-
ren Beteiligung des Gruppenträgers
am Gruppenmitglied, nicht aber mit
einer mittelbaren Beteiligung über
eine Kapitalgesellschaft kombiniert
werden kann.15)

3.3 Mittelbare Beteiligung über
eine Kapitalgesellschaft

Genauso wie bei der mittelbaren Be-
teiligung über Personengesellschaf-
ten wird auch bei mittelbaren Betei-
ligungen über Kapitalgesellschaften
die Beteiligungsquote mutliplikativ
durchgerechnet.16) Hier hat sich der
Gesetzgeber für eine andere Vor-
gangsweise als bei den Konzern-
Eingliederungskriterien im Handels-
recht entschieden.17) Für eine Vor-
gangsweise wie im Handelsrecht
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Gruppenmitglieds nach österreichi-
schem und nach ausländischem
Recht ermittelt werden muss. 

4Zusammenfassung und
Würdigung

Die neue Gruppenbesteuerung ist im
Gegensatz zur Organschaft – mangels
finanzieller, organisatorischer und
wirtschaftlicher Eingliederung sowie
mangels des Erfordernisses des Er-
gebnisabführungsvertrages als Tatbe-
standsvoraussetzung – eher struktur-
neutral.45) Mit der neuen Gruppenträ-
gerfähigkeit von Beteiligungsgemein-
schaften sowie der Möglichkeit der
Einbeziehung von Gesellschaften
auch bei indirektem Halten der Betei-
ligung und durch die beschränkte
Gruppenträger- und Gruppenmit-
gliedsfähigkeit ausländischer Körper-
schaften wurde der steuerliche Gestal-
tungsspielraum bei der Konzernstruk-
turplanung wesentlich ausgeweitet.
Gerade im Bereich des ausländischen
Konzernnetzwerks sind Umstrukturie-
rungen geradezu vorprogrammiert,
weil eben nur die unmittelbar „hinter
der Grenze“ stehende Auslandsgesell-
schaft an der Gruppe teilhaben darf.46)
Trotz der Ausweitung des Gestal-
tungsspielraums ist der Tatbestand der
Gruppenbesteuerung in manchen Be-
reichen enger gefasst als nötig. Zum
einen sind Privatstiftungen nicht grup-
penträgerfähig, zum anderen sind die
Anwendungsvoraussetzungen bei der
Beteiligungsgemeinschaft und der
mittelbaren Beteiligung – sei es über
eine Kapitalgesellschaft, sei es über
eine Personengesellschaft – zu re-
striktiv. Dahin gehend können verfas-
sungs- und europarechtliche Beden-
ken erhoben werden. 
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wenn sie mit einer inländischen 
Kapitalgesellschaft oder Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaft ver-
gleichbar sind und ausschließlich
mit unbeschränkt steuerpflichtigen
Gruppenmitgliedern oder dem Grup-
penträger finanziell verbunden
sind.35) Tochtergesellschaften einer
gruppenzugehörigen ausländischen
Körperschaft sind demnach von der
Teilnahme an der Unternehmens-
gruppe ausgeschlossen.36) Nachdem
daher nur die unmittelbar „hinter der
Grenze“ stehenden Auslandsgesell-
schaften an der Gruppe teilhaben
dürfen, sind Umstrukturierungen der
ausländischen Gruppenarchitektur
zu erwarten.37)

Die Einbeziehung ausländischer
Gruppenmitglieder bringt v.a. Vortei-
le, da bei ausländischen Gruppenmit-
gliedern dem Gruppenträger nur Ver-
luste, aber keine Gewinne zugerech-
net werden.38) Der Verlust wird aller-
dings gem. § 9 Abs. 6 Z. 6 KStG nur
entsprechend dem Beteiligungsaus-
maß zugerechnet.39) Ein zwingender
Grund hierfür ist u.E. nicht ersicht-
lich. Es entspricht auch nicht der Sys-
tematik des Körperschaftsteuerrechts
bei ausländischen Gesellschaften vom
Trennungsprinzip abzugehen.40) Ob
diese Differenzierung europarechts-
konform ist, bleibt fraglich.41) Aller-
dings kann es unter der Vorausset-
zung, dass Verluste des ausländischen
Gruppenmitglieds in Österreich be-
rücksichtigt wurden, zu einem späte-
ren Zeitpunkt zu einer Nachversteue-
rung dieser Verluste kommen.42) Die
Nachversteuerung wird schlagend,
wenn die ausländische Gesellschaft
den Verlust gegen eigene Gewinne
verrechnen kann, oder wenn die Be-
teiligung an der Auslandsgesellschaft
veräußert wird.43)

Freilich ergeben sich bei der Ein-
beziehung ausländischer Gruppen-
mitglieder insofern Probleme, als
das Ergebnis der Tochter entspre-
chend den österreichischen Vor-
schriften ermittelt werden muss,
weil sich Österreich nicht dem Ge-
winnermittlungsrecht des Ansässig-
keitsstaats der Tochtergesellschaft
unterwerfen wollte.44) Daraus resul-
tieren somit Compliance Costs, da
das Ergebnis des ausländischen

die Annahme einer Beteiligungsge-
meinschaft auch in jenen Fällen, in
denen eine 50 zu 50 % Beteiligung
vorliegt.30) Alle Teilnehmer an der
Beteiligungsgemeinschaft müssen
denselben Anforderungen wie ein-
zelne Gruppenträger genügen.31)

Es ist nicht einzusehen, warum für
das Vorliegen einer Gruppe die
Machtverteilung innerhalb der Betei-
ligtengemeinschaft ausschlaggebend
sein soll. Entscheidend kann doch
bloß sein, ob die Beteiligungsgemein-
schaft als solche einen ebenso starken
Einfluss auf die Leitung des Gruppen-
mitglieds hat wie ein einzelner Grup-
penträger. Die Einschränkung führt in
der Regel dazu, dass bei Beteiligungs-
gemeinschaften mit mehr als zwei
Mitgliedern de facto die Beteiligungs-
gemeinschaft  joint ventures mit einer
eindeutigen Leitgesellschaft vorbehal-
ten bleibt.32) Diese Restriktion wird
vor allem Kooperationen von Klein-
und Mittelbetrieben hemmen. Hierfür
ist u.E. keine rechtssystematische
oder wirtschaftspolitische Notwendig-
keit ersichtlich. Schließlich erfordert
die neue Gruppenbesteuerung weder
Eingliederungs- noch Leitungskrite-
rien. Im Übrigen treffen auf diese
restriktiven Anwendungsvorausset-
zungen der Beteiligungsgemeinschaft
dieselben verfassungsrechtlichen Be-
denken wie auf die Gruppenbildung
über eine mittelbare Beteiligung zu.33)
Denn es erscheint u.E. gemessen an
den Rechtsfolgen der Gruppenbe-
steuerung sachlich nicht gerechtfer-
tigt, einen Teil von Konzernstrukturen
von der Anwendung der Gruppenbe-
steuerung auszuschließen, obwohl
sich auch mit nicht tatbestandlichen
Gemeinschaften – abgesehen von den
steuerlichen Konsequenzen – diesel-
ben Effekte erzielen lassen. 

Liegt eine Beteiligungsgemein-
schaft vor, wird den einzelnen Teil-
nehmern nur jener Anteil am Ergeb-
nis des Gruppenmitglieds zugerech-
net, der seiner Beteiligung an der Be-
teiligungsgemeinschaft entspricht.34)

3.5 Beteiligung an einem
ausländischen Gruppenmitglied

Nicht unbeschränkt steuerpflichtige
ausländische Körperschaften sind
nur dann gruppenmitgliedsfähig,
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reich der Verordnung, in Bauer/Burg-
staller/Haslinger/Herdin/Hofbauer/
M. Lang/H. Loukota/W. Loukota/
Schilcher/Schuch/Staringer/Stefaner/
Strasser/Sutter/Zieseritsch (Hrsg.):
Unilaterale Maßnahmen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung (2004)
167 (180 ff); Gassner, SWK 2004,

4) So § 9 Abs. 3 KStG; vgl. dazu Wies-
ner, RWZ 2004, 34; Stefaner, SWK
2004, 418; Mayr, RdW 2004, 246;
Tissot, SWK 2004, 412; Stefaner/We-
ninger, ecolex 2004, 510; Gassner,
SWK 2004, 475.

5) Siehe dazu Kap. 3.5.
6) So § 9 Abs. 2 2. TS KStG. Vgl. dazu

Wiesner, RWZ 2004, 35; Tissot,
SWK 2004, 412; Stefaner, SWK
2004, 418; Mayr, RdW 2004, 246;
Stefaner/Weninger, ecolex 2004, 509;
Gassner, SWK 2004, 475.

7) Vgl. Stefaner/Weninger, ecolex 2004,
510.

8) Vgl. Stefaner, SWK 2004, 418; Gass-
ner/Haidenthaler, SWI 2004, 436 f.

9) So § 9 Abs. 4 i.V.m. Abs. 5 KStG.
Vgl. dazu Mayr, RdW 2004, 246;
Wiesner, RWZ 2004, 34; Tissot,
SWK 2004, 413; Stefaner/Weninger,
ecolex 2004, 393 f.

10) Vgl. Tissot, SWK 2004, 413; Mayr,
RdW 2004, 246; Stefaner/Weninger,
ecolex 2004, 515.

11) Vgl. Wiesner, RWZ 2004, 36; Tissot,
SWK 2004, 413; Mayr, RdW 2004,
247; Stefaner/Weninger, ecolex 2004,
515 f.

12) Vgl. Wiesner, RWZ 2004, 36; Tissot,
SWK 2004, 413; Gassner, SWK
2004, 475 f; Mayr, RdW 2004, 246 f;
Stefaner/Weninger, ecolex 2004, 516.

13) Vgl. Stefaner/Weninger, ecolex 2004,
516 f; Gassner, SWK 2004, 476 f.
Siehe außerdem Kap. 3.4 und 3.5.

14) Vgl. Erl zur RV, 451dB XXII. GP, 18;
Wiesner, RWZ 2004, 34; Mayr, RdW
2004, 246; Stefaner/Weninger, ecolex
2004, 513 f.

15) Zur verfassungsrechtlichen Problema-
tik dieser Einschränkung vgl. Stefa-
ner/Weninger, SWK 2004, 1035 ff.

16) Erl zur RV, 451dB XXII. GP, 20 f.
17) § 244 Abs. 4 HGB.
18) Stefaner/Weninger, ecolex 2004, 514.
19) Vgl. Erl zur RV, 451dB XXII. GP,

19 f: Die mittelbare Beteiligung im
Wege einer Körperschaft kann nur
bei Vorliegen einer unmittelbaren
(nicht ausreichenden) Beteiligung an
der Beteiligungskörperschaft in Ver-
bindung mit einem (mehreren) Grup-
penmitglied(ern), d.h. einer (mehre-
ren) entsprechend finanziell verbun-
denen und schon in der Unterneh-
mensgruppe befindlichen Beteili-
gungskörperschaft(en), erreicht wer-
den. Voraussetzung ist, dass die die
ergänzende Beteiligung vermittelnde
Mitgliedskörperschaft selbst nicht
ausreichend (mehr als 50 %) an der
„unteren“ Beteiligungskörperschaft
beteiligt ist. Ist dieses vermittelnde
Gruppenmitglied für sich zu mehr als
50 % an der „unteren“ Beteiligungs-
körperschaft beteiligt, findet bereits
zwischen diesen beiden Körperschaf-
ten eine Gruppenbildung statt. Sind
drei Körperschaften jeweils hundert-
prozentig vertikal verbunden, ist die
mittelbar hundertprozentige Beteili-
gung der Großmutter- an der Enkel-
gesellschaft für die Anerkennung ei-
ner Unternehmensgruppe zwischen
Großmutter- und Enkelgesellschaft
nicht ausreichend. Eine Ergebnisver-
einigung ist in diesem Fall nur im
Wege der Einbeziehung beider Betei-
ligungskörperschaften in die von der
Großmutter gebildete Beteiligungs-
gruppe möglich. Vgl. dazu Stefa-
ner/Weninger, ecolex 2004, 514.

chen des Begutachtungsentwurfs,
SWK 2004, 473; Kauba: Meldefrist-
Übergangsregelung von Organschaft
zur Gruppe, SWK 2004, 480; Wies-
ner: Abänderungsantrag zur Regie-
rungsvorlage des Steuerreformgeset-
zes 2005, RWZ 2004, 129; Stockin-
ger: Die steuerliche Behandlung von
Rechtsgeschäften zwischen Gruppen-
partnern bei einer künftigen Gruppen-
besteuerung, RWZ 2003, 321; Mayr:
Die neue Gruppenbesteuerung, Kon-
zept und Grundlagen, RdW 2004,
246; Kauba/Krickl: Steuerreform
2005: Gruppenbesteuerung und Steu-
erausgleich, RdW 2004, 312; Kau-
ba/Krickl: Gruppenbesteuerung: Steu-
erausgleich bei Gruppenfremden,
RdW 2004, 365; Gassner: Die neue
Gruppenbesteuerung, Eine Alter-
native zum Begutachtungsentwurf,
SWK 2004, 510; Zöchling/Fraberger:
Steuerumlagen aus gesellschafts-, bi-
lanz- und steuerrechtlicher Sicht,
SWK 2004, 703; Gassner: Europa-
rechtswidrigkeit der Organschaftsbe-
steuerung, DB 2004, 841; Gassner:
Reform der Konzernbesteuerung in
Deutschland und Europa, FR 2004,
517; Stefaner/Weninger: Die wesent-
lichen Auswirkungen der Steuerre-
form 2005 auf die Unternehmensbe-
steuerung, ecolex 2004, 392; Kohl-
hauser/Wette: Was bringt die neue
Firmenwertabschreibung im Rahmen
der Gruppenbesteuerung? SWK 2004,
830; IFA (Hrsg.): Group Taxation,
Cahiers de Droit Fiscal International
89b (2004); Stefaner/Weninger: Die
Gruppenbesteuerung im österreichi-
schen Konzernsteuerrecht, ecolex
2004, 508; Gassner/Haidenthaler:
SWI 2004, 434; Stefaner/Weninger:
Gruppenbesteuerung und Gemein-
schaftsrecht, SWI 2004, 441; Stefa-
ner/Weninger: Gruppenbesteuerung:
Vor- und Außergruppenverluste, RdW
2004, 564; Stefaner/Weninger: Mittel-
bare Beteiligung über eine Kapital-
oder Personengesellschaft, SWK
2004, 1034; Stefaner/Weninger: Offe-
ne Fragen des neuen Gruppenbesteue-
rungsrechts, ÖStZ 2004, 406. 

2) So § 9 Abs. 3 KStG; vgl. dazu Stefa-
ner/Weninger, ecolex 2004, 509 f;
Stefaner, SWK 2004, 418; Mayr,
RdW 2004, 246; Wiesner, RWZ
2004, 34; Tissot, SWK 2004, 412;
Gassner, SWK 2004, 475.

3) Vgl. § 9 Abs. 3 5. TS KStG. Danach
muss der beschränkt steuerpflichtige
Gruppenträger entweder in der Anla-
ge 2 zum EStG 1988 genannt werden
oder einer österreichischen Kapitalge-
sellschaft vergleichbar sein und den
Ort der Geschäftsleitung in einem
Mitgliedstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes haben, mit einer
Zweigniederlassung im Firmenbuch
eingetragen sein und die Beteiligung
an den Gruppenmitgliedern muss der
Zweigniederlassung zuzurechnen sein.
Vgl. dazu Wiesner, RWZ 2004, 34;
Tissot, SWK 2004, 412. Für diese
Zwecke kann wohl ein Typenver-
gleich analog zu § 10 Abs. 2 KStG
vorgenommen werden. Vgl. dazu
RFH 12. 2. 1930, VI A 899/27, Vene-
zuela, RStBl 1930, 444; weiters bei-
spielsweise Wiesner/Schneider/Span-
bauer/Kohler: KStG 88 (1996) § 10
Anm. 24.
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Lohnausgleich in Höhe von mindes-
tens 50 % des Unterschiedsbetrages
zwischen dem im letzten Jahr vor
Herabsetzung der Normalarbeitszeit
durchschnittlich gebührenden Ent-
gelt und dem der verringerten
Arbeitszeit entsprechenden Entgelt
geleistet wird.5) Weiters hat der
Dienstgeber bestehende Abferti-
gungsverpflichtungen auf Grundlage
der Beitragsgrundlage vor Herabset-
zung der Normalarbeitszeit abzugel-
ten.6)

Im Rahmen einer Altersteilzeit-
vereinbarung wird die Normalar-
beitszeit7) auf 40 % bis 60 % redu-
ziert.8) Die aufgrund der Arbeitszeit-
verringerung folgende Verteilung
der reduzierten Arbeitszeit kann fle-
xibel gestaltet werden. Falls die Al-
tersteilzeitarbeitsleistung9) nicht pro
rata temporis erbracht wird, darf in
einem Durchrechnungszeitraum die
wöchentliche Arbeitszeit im Durch-
schnitt die vereinbarte verringerte
Arbeitszeit nicht überschreiten.10)
Ferner hat unabhängig vom Ausmaß
der Arbeitsleistung eine kontinuier-
lich fortlaufende Entgeltszahlung zu
erfolgen.11) Als weitere Vorausset-
zung ist bei einer diskontinuier-
lichen Teilzeitbeschäftigung zumin-
dest während der Freizeitphase eine
zuvor arbeitslose Person über der
Geringfügigkeitsgrenze versiche-
rungspflichtig zu beschäftigen oder
zusätzlich ein Lehrling auszubil-
den.12) Zu beachten ist, dass im Zu-

erbilanz immer ein 100%iger Ansatz
der Erfüllungsrückstände.

Mit Anhebung des Pensionsan-
trittsalters durch das Budgetbegleit-
gesetz 20033) erfolgte auch eine
Modifikation der Altersteilzeitrege-
lung des § 27 AlVG i.d.F. BGBl
2000/101. Wegen der Neuregelung
der Altersteilzeit wird in diesem
Beitrag nur auf Block-Altersteilzeit-
modelle eingegangen, die ab dem
1. 1. 2004 vertraglich vereinbart
wurden bzw. werden.

2Altersteilzeitmodell 
i.S.d. § 27 AlVG i.d.F. 

BGBl I 2003/128

2.1 Grundlegendes zu den
Altersteilzeitregelungen

Altersteilzeitvereinbarungen können
bei Erfüllung gewisser Vorausset-
zungen einer als Altersteilzeitgeld
bezeichneten AMS-Förderung unter-
liegen. Die für die Inanspruchnahme
von Altersteilzeitgeld notwendigen
Rahmenbedingungen sind, soweit
keine kollektivvertragliche Regelung
oder eine Betriebsvereinbarung be-
steht, zwischen Dienstnehmer und
Dienstgeber individuell zu vereinba-
ren.4)

Die Altersteilzeit bietet für
Dienstnehmer den Vorteil, dass vom
Dienstgeber bis zur Höchstbeitrags-
grundlage gemäß § 45 ASVG ein

1Einleitung

Unter dem Begriff Altersteilzeitbe-
schäftigung wird eine Teilzeitbe-
schäftigung verstanden, die Dienst-
nehmern einen gleitenden Übergang
in den Ruhestand ermöglicht. Die
Rahmenbedingungen der Teilzeitbe-
schäftigung werden so gestaltet,
dass die Voraussetzungen für die In-
anspruchnahme von Altersteilzeit-
geld1) nach § 27 AlVG i.d.F. BGBl I
2003/128 erfüllt werden.

Der vorliegende Beitrag befasst
sich mit der Frage, ob im Falle einer
diskontinuierlichen Teilzeitbeschäf-
tigung der in der Einarbeitungsphase
entstehende Erfüllungsrückstand des
Dienstgebers mittels Rückstellungen
oder Verbindlichkeiten bilanziell be-
rücksichtigt werden muss. Die Un-
terscheidung zwischen Rückstellung
und Verbindlichkeit ist vor allem
wegen dem in § 9 Abs. 5 EStG nor-
mierten Kürzungsgebot für langfris-
tige Rückstellungen von Bedeutung.
Handelt es sich bei den Erfüllungs-
rückständen um Rückstellungen
i.S.d. § 9 Abs. 1 Z. 3 EStG, so sind
in der Steuerbilanz nur mehr 80 %2)
des Teilwertes der Rückstellung an-
zusetzen, falls am Bilanzstichtag de-
ren Laufzeit mehr als zwölf Monate
beträgt. Sind hingegen die Erfül-
lungsrückstände als Verbindlichkei-
ten zu klassifizieren, erfolgt unab-
hängig von der Laufzeit in der Steu-
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478. Darüber hinaus kann es zu weite-
ren Problemen kommen, wenn das
ausländische Gruppenmitglied selbst
Teil einer ausländischen Gruppenbe-

steuerung ist; Tissot, SWK 2004, 415.
43) § 9 Abs. 6 Z. 6 KStG.
44) Vgl. Tissot, SWK 2004, 414; Stefa-

ner/Weninger, ecolex 2004, 517.

45) So Gassner, SWK 2004, 474; Stefa-
ner/Weninger, ecolex 2004, 511.

46) So Stefaner/Weninger, ecolex 2004,
509.

J O H A N N  S T O C K I N G E R

Block-Altersteilzeitvereinbarungen
gemäß § 27 AlVG i.d.F. 

BGBl I 2003/128
– Eine steuerrechtliche Würdigung –

Altersteilzeitvereinbarungen führen in der Regel zu Guthabenstundenansammlungen des Dienstnehmers, 

die in der Bilanz des Dienstgebers als Verpflichtung auszuweisen sind. Da es sich dabei um Verbindlichkeiten

handelt, hat in der Steuerbilanz keine Kürzung i.S.d. § 9 Abs. 5 EStG zu erfolgen. 2004/
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